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NEUDRUCK 
 

Ausschuss für Haushaltskontrolle 
 
 
31. Sitzung (öffentlich) 

16. Dezember 2025 

Düsseldorf – Haus des Landtags 

13:31 Uhr bis 14:44 Uhr 

 

Vorsitz:  Anke Fuchs-Dreisbach (CDU) (stellv. Vorsitzende) 

Protokoll: Thilo Rörtgen 

 

Verhandlungspunkte und Ergebnisse: 

 Vor Eintritt in die Tagesordnung 5 

1 Teil B Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung aus 
dem Jahresbericht 2025 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
über das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2024   
Beitrag 15  Justiz-IT: Doppelstrukturen auf den Prüfstand stellen (Be-
schlussvorschlag der Fraktionen von CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
FDP [siehe Anlage 1]) 6 

Vorlage 18/4088 

Bericht 
des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
Vorlage 18/4351 

– Wortbeiträge 

Mit den Stimmen der Fraktionen von CDU, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN, FDP und AfD sowie bei Enthaltung der SPD-Fraktion 
stimmt der Ausschuss dem Beschlussvorschlag (Anlage 1) zu. 
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2 Teil B Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung aus 

dem Jahresbericht 2025 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
über das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2024   
Beitrag 19   Digitalisierung der Verwaltung: Kompetenzen stärken und 
bündeln, Strukturen verschlanken (Beschlussvorschlag der Fraktionen von 
CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN [siehe Anlage 2]; Beschlussvorschlag 
der Fraktion der FDP [siehe Anlage 3]) 7 

Vorlage 18/4088 

Bericht 
des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
Vorlage 18/4352 

– Wortbeiträge 

Mit den Stimmen der Fraktionen von CDU und BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie gegen die Stimmen der Fraktionen von 
SPD, FDP und AfD lehnt der Ausschuss den Beschlussvor-
schlag der FDP-Fraktion ergänzt um den letzten Absatz auf 
der ersten Seite des Beschlussvorschlags der Fraktionen von 
CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN ab. 

Mit den Stimmen der Fraktionen von CDU und BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN gegen die Stimmen der Fraktionen von FDP und 
AfD sowie bei Enthaltung der SPD-Fraktion stimmt der Aus-
schuss dem Beschlussvorschlag der Fraktionen von CDU und 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN (Anlage 2) zu. 

3 Teil B Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung aus 
dem Jahresbericht 2025 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
über das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2024   
Beitrag 11   Weiterhin Mängel in der Personalverwaltung – diesmal im 
Bereich der Lehrerinnen und Lehrer (Beschlussvorschlag der Fraktionen 
von CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP [siehe Anlage 4]) 10 

Vorlage 18/4088 

Bericht 
des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
Vorlage 18/4350 

– Wortbeiträge 

Mit den Stimmen der Fraktionen von CDU, SPD, BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN, FDP und AfD stimmt der Ausschuss dem Be-
schlussvorschlag (Anlage 4) zu. 
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4 Teil B Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung aus 

dem Jahresbericht 2025 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
über das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2024   
Beitrag 18   Aus dem Ministerium in eine Gesellschaft – holpriger Neustart 
der gesammelten Kunst aus Nordrhein-Westfalen (Beschlussvorschlag 
der Fraktionen von CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP [siehe An-
lage 5]) 11 

Vorlage 18/4088 

Bericht 
des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
Vorlage 18/4353 

– Wortbeiträge 

Mit den Stimmen der Fraktionen von CDU, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN, FDP und AfD sowie gegen die Stimmen der SPD-
Fraktion stimmt der Ausschuss dem Beschlussvorschlag (An-
lage 5) zu. 

5 Teil B Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung aus 
dem Jahresbericht 2025 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
über das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2024   
Beitrag 10   Gesundheitsmanagement in den Ministerien 12 

Vorlage 18/4088 

Bericht 
des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
Vorlage 18/4634 

– Bericht durch LMR Dr. Jörg Rohde (LRH) 

– Wortbeiträge 

6 Teil B Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung aus 
dem Jahresbericht 2025 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
über das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2024   
Beitrag 20   Denkmalschutz: nicht nachhaltig in der Haushaltsführung, 
nicht zeitnah, nicht bedarfsgerecht und nicht landesweit einheitlich 19 

Vorlage 18/4088 

Bericht 
des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
Vorlage 18/4635 

– Wortbeiträge 
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7 Teil B Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung aus 

dem Jahresbericht 2025 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
über das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2024   
Beitrag 24   Mietzahlungen der Ressorts: Ohne Varianten keine Wirt-
schaftlichkeit! 21 

Vorlage 18/4088 

Bericht 
des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
Vorlage 18/4636 

– Wortbeiträge 

8 Teil B Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung aus 
dem Jahresbericht 2025 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
über das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2024   
Beitrag 25   Verbesserung der Energieeffizienz in Bestandsgebäuden – 
sind die Gebäude des Landes bis 2030 fit für die Klimaziele? 26 

Vorlage 18/4088 

Bericht 
des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
Vorlage 18/4637 

– keine Wortbeiträge 

Der Ausschuss verständigt sich mit den Stimmen aller Frak-
tionen darauf, den TOP heute nicht zu behandeln. 

9 Teil B Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung aus 
dem Jahresbericht 2025 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
über das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2024   
Beitrag 26   Modulares Bauen: Verschläft der Bau- und Liegenschafts-
betrieb Nordrhein-Westfalen eine wichtige Innovation? 27 

Vorlage 18/4088 

Bericht 
des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
Vorlage 18/4638 

– keine Wortbeiträge 

Der Ausschuss verständigt sich mit den Stimmen aller Frak-
tionen darauf, den TOP heute nicht zu behandeln. 

* * * 
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 Vor Eintritt in die Tagesordnung 

Stellv. Vorsitzende Anke Fuchs-Dreisbach übersendet herzliche Genesungswün-
sche an Herrn Schmeltzer, der sich heute entschuldigen lasse. 

Aufgrund der heutigen Plenarsitzung müsse die Sitzung spätestens um 14:45 Uhr be-
endet werden. 
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1 Teil B Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung aus dem 

Jahresbericht 2025 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen über 
das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2024  
Beitrag 15 Justiz-IT: Doppelstrukturen auf den Prüfstand stellen (Beschluss-
vorschlag der Fraktionen von CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP [siehe 
Anlage 1]) 

Vorlage 18/4088 

Bericht 
des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
Vorlage 18/4351 

Stellv. Vorsitzende Anke Fuchs-Dreisbach teilt mit, mit diesem Beitrag befasse man 
sich heute letztmalig.  

Mit der Vorlage 18/4351 liege ein aktualisierter Sachstandsvermerk des Landesrech-
nungshofs vor. 

Anlässlich der abschließenden Beratung weise sie darauf hin, dass hierzu ein Beschluss-
vorschlag der Fraktionen von CDU, Grünen und FDP (siehe Anlage 1) zugegangen 
sei. 

Mit den Stimmen der Fraktionen von CDU, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN, FDP und AfD sowie bei Enthaltung der SPD-Fraktion 
stimmt der Ausschuss dem Beschlussvorschlag (Anlage 1) zu. 
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2 Teil B Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung aus dem 

Jahresbericht 2025 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen über 
das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2024  
Beitrag 19 Digitalisierung der Verwaltung: Kompetenzen stärken und bün-
deln, Strukturen verschlanken (Beschlussvorschlag der Fraktionen von CDU 
und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN [siehe Anlage 2]; Beschlussvorschlag der Frak-
tion der FDP [siehe Anlage 3]) 

Vorlage 18/4088 

Bericht 
des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
Vorlage 18/4352 

Stellv. Vorsitzende Anke Fuchs-Dreisbach teilt mit, mit diesem Beitrag befasse man 
sich heute letztmalig.  

Mit der Vorlage 18/4352 liege ein aktualisierter Sachstandsvermerk des Landesrech-
nungshofs vor. 

Anlässlich der abschließenden Beratung weise sie darauf hin, dass hierzu ein Be-
schlussvorschlag der Fraktionen von CDU und Grünen zugegangen sei. Soeben habe 
den Ausschuss eine Aktualisierung erreicht (siehe Anlage 2). Diese habe man als 
Tischvorlage verteilt. Darüber hinaus liege en Beschlussvorschlag der FDP (siehe An-
lage 3) vor. 

Marc Blondin (CDU) bittet die Kurzfristigkeit der aktualisierten Vorlage zu entschuldi-
gen. Man habe den letzten Absatz auf der ersten Seite inhaltlich konkreter gefasst.  

Dirk Wedel (FDP) sagt, er wolle den Beschlussvorschlag der FDP-Fraktion dahinge-
hend modifizieren, dass der geänderte Absatz aus dem Beschlussvorschlag von CDU 
und Grünen übernommen werde, da diese Änderung Sinn mache.  

Ansonsten unterschieden sich die Beschlussvorschläge insbesondere dadurch, dass 
seine Fraktion nicht den Landtag, den Landesrechnungshof und den Verfassungsge-
richtshof adressieren wolle. Das hänge insbesondere mit der besonderen verfassungs-
rechtlichen Stellung dieser drei Institutionen zusammen. Außerdem würden diese 
durch den Prüfbericht überhaupt nicht angesprochen. Es gebe also überhaupt keine 
Notwendigkeit, diese hier zu erwähnen. Seines Erachtens sprächen auch praktische 
Gründe dagegen. Der Verfassungsgerichtshof habe sich praktisch an den ITD der Jus-
tiz drangehängt. Das heiße, wenn überhaupt wäre da der Beitrag 15 vorrangig gewe-
sen, das unterzubringen. Der Landesrechnungshof verfüge ebenso wie der Verfas-
sungsgerichtshof nicht nur über eine sachliche und persönliche Unabhängigkeit, son-
dern auch über eine institutionelle Unabhängigkeit, sodass hier irgendwelche Erwar-
tungshaltungen von der Seitenlinie seines Erachtens fehl am Platz seien.  
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Und für den Landtag könne er sich nicht vorstellen, dass er seine Schleusen öffne, 
dass irgendwelche Admins von IT.NRW technisch die Möglichkeit bekämen, in die 
Korrespondenz der Abgeordneten hineinzuschauen. Das halte er für ausgeschlossen. 

Im Übrigen halte er das auch für nicht besonders glaubwürdig, da CDU und Grüne im 
PUA V eine ganz andere Linie verfolgten, nämlich die, dass sie sich dahingehend ver-
klagen ließen, dass schon der Untersuchungsausschuss nicht die Möglichkeit haben 
solle, entsprechende Dinge zu Rate zu ziehen. Das passe nicht zusammen. 

Ihm sei bekannt, dass es unterschiedliche Lösungen gebe an der Stelle, auch dahin-
gehend, dass man es entweder technisch oder organisatorisch regeln könne. Das, 
was jetzt hier die Koalitionsfraktionen den genannten Institutionen nahelegten, was in 
Betracht gezogen werden solle, sei die sogenannte organisatorische Lösung, von der 
er nicht behaupten würde, dass sie verfassungswidrig sei oder so etwas, aber es zeige, 
dass nicht unbedingt die institutionelle Unabhängigkeit dieser Institutionen an der 
Stelle geachtet werde, wenn man denen seitens des Landtags irgendwelche Erwar-
tungshaltungen formuliere. Das schließt sich seines Erachtens aus.  

Simon Rock (GRÜNE) sagt, was den letzten Absatz angehe, wo es in der Tat einen 
Dissens zwischen den Koalitionsfraktionen und der FDP gebe, wolle er einmal erwäh-
nen, dass man bewusst sehr vorsichtig im Konjunktiv formuliert habe, weil auch den 
Koalitionsfraktionen die verfassungsrechtliche Stellung dieser drei genannten Instituti-
onen sehr wichtig sei. Gleichzeitig sei den Koalitionsfraktionen wichtig gewesen, be-
wusst alle drei zu nennen und nicht einen davon herauszugreifen, weil man der Auf-
fassung sei, dass, wenn man über die Landesverwaltung rede, man alle Institutionen 
im Blick haben sollte.  

Unter Wahrung der Datensouveränität und der Eigenständigkeit der Institutionen sei 
vollkommen klar, dass der Ausschuss für Haushaltskontrolle kein Beschlussorgan sei, 
sondern höchstens Anregungen und Stellungnahmen dazu abgeben könne.  

Wenn er die Diskussion zum Beitrag 15 in der letzten Sitzung richtig in Erinnerung 
habe, habe der Landesrechnungshof die besondere Rolle der Justiz durchaus aner-
kannt, aber Lösungen in den Raum gestellt, wonach die technische Souveränität 
durchaus im Justizbereich verbleiben könne, ohne dass dies weitergehende Zusam-
menarbeitsmöglichkeiten mit der IT.NRW oder der übrigen Landes-IT an irgendeiner 
Stelle ausschließen würde.  

In diese Richtung dächten die Koalitionsfraktionen. Er betone bewusst, dass das er-
gebnisoffen und bewusst im Konjunktiv formuliert sei und es eher als Gedankenanre-
gung zu verstehen sei als als Erwartungshaltung, dass da jetzt etwas passieren 
müsse. 

Präsidentin des Landesrechnungshofs Prof.’in Dr. Brigitte Mandt legt dar, aktuell 
befinde man sich in der Diskussion, dass der Landesrechnungshof an bestimmten 
Gremien nicht mehr teilnehmen solle. Wenn es so sein sollte, dass man in der Mög-
lichkeitsform den LRH bitte, sich den Vorstellungen der Landesregierung zu unterwer-
fen, habe man natürlich – da spreche sie sicherlich im Namen aller drei genannten – 
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ein Interesse daran, in allen Gremien zu sitzen und entsprechende Rechte zu haben. 
Der Verfassungsgerichtshof werde in dem Bereich nicht erwähnt, aber die Landesda-
tenschutzbeauftragte. Insofern sollte das nicht einseitig formuliert sein, sondern auch 
die Rechte der drei genannten Stellen mit umfassen.  

Mit den Stimmen der Fraktionen von CDU und BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie gegen die Stimmen der Fraktionen von 
SPD, FDP und AfD lehnt der Ausschuss den Beschlussvor-
schlag der FDP-Fraktion ergänzt um den letzten Absatz auf 
der ersten Seite des Beschlussvorschlags der Fraktionen von 
CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN ab. 

Mit den Stimmen der Fraktionen von CDU und BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN gegen die Stimmen der Fraktionen von FDP und 
AfD sowie bei Enthaltung der SPD-Fraktion stimmt der Aus-
schuss dem Beschlussvorschlag der Fraktionen von CDU und 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN (Anlage 2) zu. 
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3 Teil B Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung aus dem 

Jahresbericht 2025 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen über 
das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2024  
Beitrag 11  Weiterhin Mängel in der Personalverwaltung – diesmal im Be-
reich der Lehrerinnen und Lehrer (Beschlussvorschlag der Fraktionen von CDU, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP [siehe Anlage 4]) 

Vorlage 18/4088 

Bericht 
des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
Vorlage 18/4350 

Stellv. Vorsitzende Anke Fuchs-Dreisbach teilt mit, mit diesem Beitrag befasse man 
sich heute letztmalig.  

Mit der Vorlage 18/4350 liege ein aktualisierter Sachstandsvermerk des Landesrech-
nungshofs vor. 

Anlässlich der abschließenden Beratung weise sie darauf hin, dass hierzu ein Be-
schlussvorschlag der Fraktionen von CDU, Grünen und FDP zugegangen sei. 

Mit den Stimmen der Fraktionen von CDU, SPD, BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN, FDP und AfD stimmt der Ausschuss dem Be-
schlussvorschlag (Anlage 4) zu. 
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4 Teil B Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung aus dem 

Jahresbericht 2025 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen über 
das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2024  
Beitrag 18  Aus dem Ministerium in eine Gesellschaft – holpriger Neustart 
der gesammelten Kunst aus Nordrhein-Westfalen (Beschlussvorschlag der 
Fraktionen von CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP [siehe Anlage 5]) 

Vorlage 18/4088 

Bericht 
des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
Vorlage 18/4353 

Stellv. Vorsitzende Anke Fuchs-Dreisbach teilt mit, mit diesem Beitrag befasse man 
sich heute letztmalig.  

Mit der Vorlage 18/4353 liege ein aktualisierter Sachstandsvermerk des Landesrech-
nungshofs vor.  

Anlässlich der abschließenden Beratung weise sie darauf hin, dass hierzu ein Be-
schlussvorschlag der Fraktionen von CDU, Grünen und FDP zugegangen sei. 

Mit den Stimmen der Fraktionen von CDU, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN, FDP und AfD sowie gegen die Stimmen der SPD-
Fraktion stimmt der Ausschuss dem Beschlussvorschlag (An-
lage 5) zu. 
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5 Teil B Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung aus dem 

Jahresbericht 2025 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen über 
das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2024  
Beitrag 10  Gesundheitsmanagement in den Ministerien 

Vorlage 18/4088 

Bericht 
des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
Vorlage 18/4634 

Stellv. Vorsitzende Anke Fuchs-Dreisbach teilt mit, mit diesem Beitrag befasse man 
sich heute erstmalig.  

Mit der Vorlage 18/4634 liege ein aktualisierter Sachstandsvermerk des Landesrech-
nungshofs vor.  

LMR Dr. Jörg Rohde (LRH) berichtet: 

Ganz kurz zu der Prüfung, die eigentlich zwei Prüfungen beinhaltet. Vorab: Die Prü-
fung und Zusammenarbeit mit den geprüften Stellen verliefen außerordentlich kon-
struktiv. Dies liegt nach unserer Einschätzung auch daran, dass die geprüften Stellen 
dem Thema „Gesundheit ihrer Beschäftigten“ eine ganz hohe Bedeutung zumessen. 
Wir haben immer wieder gesehen, dass die Mitarbeitenden den jeweiligen Häusern 
extrem wichtig sind.  

Zum Thema „Langzeiterkrankungen“. Hier handelt es sich um eine rechtlich sehr kom-
plexe Thematik. Unsere Empfehlungen zielen darauf ab, die diesbezüglichen Verfah-
ren handhabbarer zu gestalten. Hier hilft vor allem ein einheitliches Wissensmanage-
ment. Dies soll die Bearbeitenden unterstützen und Unsicherheiten reduzieren. Zum 
Beispiel haben die geprüften Stellen auf unsere Empfehlung hin einen Handlungsleit-
faden für die Fälle von Langzeiterkrankungen erstellt.  

Zum Thema „Gesundheitsmanagement“. Die geprüften Stellen hatten hier bereits gute 
Ansätze etabliert. Der Rechnungshof hat empfohlen, das Gesundheitsmanagement 
noch mehr als bisher auf einen kontinuierlichen Verbesserungsprozess hin auszurich-
ten. Dem folgten die geprüften Stellen und haben auch bereits erste Schritte insoweit 
eingeleitet.  

Vieles ist in diesem Zusammenhang anlässlich unserer Prüfung bereits passiert. Nun 
gilt es auch an dieser Stelle die letzten Schritte zu gehen. Ziel muss es sein, die Ver-
fahren langfristig und nachhaltig zu optimieren. Denn Gesundheit und Leistungsfähig-
keit der Beschäftigten des Landes sind elementar für die Beschäftigten selbst, für die 
Funktionsfähigkeit der Landesverwaltung und damit auch für die Bürgerinnen und Bür-
ger. 

Dirk Wedel (FDP) führt aus, er habe drei Fragen an den Landesrechnungshof und das 
zuständige Ministerium.  
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Er wolle wissen, warum, obwohl es bei Beamten so gefordert sei, in knapp der Hälfte 
der Fälle keine amtsärztliche Prüfung beauftragt worden sei und warum es im Durch-
schnitt 13 Monate gedauert habe, wenn eigentlich sechs Monate der entsprechende 
Referenzzeitraum sei.  

Die zweite Frage gehe eher an das Ministerium. Die VO-Begutachtung sei außer Kraft 
getreten. Er frage, ob es eine Nachfolgeregelung gebe und – wenn nein – warum nicht. 

Seine abschließende Frage gehe in Richtung Zentralisierung oder Teilzentralisierung 
von amtsärztlichen Begutachtungen. Ihn interessiere, ob der LRH eine Vorstellung da-
von habe, wie das organisatorisch gehen solle. 

LMR Dr. Jörg Rohde (LRH) antwortet, zur Zentralisierung von amtsärztlichen Begut-
achtungen habe man nicht konkret entworfen, wie so etwas organisatorisch zu be-
werkstelligen wäre. Man habe an dieser Stelle nur eine Prüfung empfohlen, ob das 
zentral möglich sei, in diesem Zusammenhang auf Beispiele, die natürlich nicht eins 
zu eins auf die Situation in Nordrhein-Westfalen übertragbar seien, hingewiesen und 
darum gebeten, dies in eine Gesamtwirtschaftlichkeitsbetrachtung aufzunehmen. Sei-
nes Wissens liefen die Gespräche an dieser Stelle zwischen dem LRH und der geprüf-
ten Stelle weiterhin.  

Es sei nach Gründen gefragt worden, warum in der Hälfte der Fälle keine amtsärztliche 
Beauftragung stattgefunden habe und warum das im Regelfall erst nach 13 Monaten 
passiert sei. Man sich die einzelnen Fälle nicht angeschaut im Sinne von, dass man 
gesagt habe, was im einzelnen Fall geschehen oder nicht geschehen sei, was mög-
licherweise falschgelaufen sei, sondern sich das nur unter systematischen Gesichts-
punkten angesehen.  

Er könne ganz allgemein sagen, und das gelte sicherlich nicht nur für die geprüften 
Stellen, sondern aus eigener Erfahrung wisse er, dass das auch an anderen Stellen 
so sei, dass der Umgang mit der Problematik Langzeiterkrankungen rechtlich außer-
ordentlich komplex und kompliziert sei, insbesondere weil man sich nicht nur in einem 
rechtlichen Bereich, sondern auch in einem sehr stark menschlich geprägten Bereich 
bewege. Deshalb seien die Beschäftigten, die sich mit Langzeiterkrankungen befass-
ten, mit sehr viel Sensibilität da herangegangen.  

Gleichwohl sei gerade die rechtliche Handhabung dieser Fälle immer wieder proble-
matisch für die Beschäftigten. Das habe häufig damit zu tun, dass geronnenes Erfah-
rungswissen vielleicht noch optimaler zusammengetragen werden könne, als das bis-
her der Fall sei. Einen konkreten Grund, warum es in den Fällen, die man dort gezählt 
habe, so gewesen sei, könne er nicht nennen.  

Zur VO-Begutachtung könne er sagen, dass man ein starkes Interesse daran habe, 
dass das, was inhaltlich da geregelt sei, zukünftig wieder Geltung erlange.  

MR’in Anne Goer (IM) lässt wissen, sie könne nichts sagen, was Allgemeingültigkeit 
habe mit Blick auf alle geprüften Ministerien, aber mitteilen, was im Einzelfall dazu 
geführt haben möge. Wenn man feststelle, dass jemand erkrankt sei und die Grenze 
drei innerhalb von sechs Monaten oder vielleicht auch sechs Monate überschreite, 
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dann suche man selbstverständlich Kontakt zu den Betroffenen. So sei es auch ge-
setzlich vorgesehen, dass man sich erst mal anhöre, was da los sei, ob es eine Per-
spektive gebe und – wenn ja – welche. Das werde dann natürlich dokumentiert. Wenn 
es eine Perspektive gebe, dass ein Kollege oder eine Kollegin innerhalb der nächsten 
sechs Monate den Dienst wieder aufnehmen könne, dann sei es natürlich nicht unbe-
dingt angezeigt, eine amtsärztliche Untersuchung einzuleiten, sondern dann warte 
man selbstverständlich erst mal ab. Leider mache man immer wieder die Erfahrung, 
dass innerhalb der sechs Monate eine Genesung doch nicht eintrete. Das könne in 
Einzelfällen zu einer Verfahrensverzögerung führen, die aber im rechtlichen Rahmen 
sei.  

Man habe auch relativ lange auf Termine zur amtsärztlichen Begutachtung gewartet, 
sodass es auch immer ein Abwägen war, ob jemand tatsächlich noch beim Amtsarzt 
vorstellig werde oder ob es beispielsweise vor dem Hintergrund eines nahenden Ein-
tritts in den Ruhestand nicht mehr angezeigt sei, weil man davon ausgehen müsse, 
dass man innerhalb der Fristen ohnehin keinen Termin zur amtsärztlichen Begutach-
tung erhalte. Gerade im Kontext Corona seien die Gesundheitsämter extrem überlastet 
gewesen. 

Simon Rock (GRÜNE) schickt vorweg, Herr Dr. Rohde habe sich ein Thema ausge-
sucht, das an Aktualität gewonnen habe, nachdem der Jahresbericht veröffentlicht 
worden sei. Das habe er sich wahrscheinlich so nicht vorgestellt, dass das so laufe. 
Aber manchmal bestimmten Zufälle Verfahrensabläufe.  

Er habe mehrere Fragen und wolle diese in zwei Runden stellen.  

Die erste Frage richte sich an den Landesrechnungshof. Laut Vorlage hätten vier Mi-
nisterien die Empfehlungen umgesetzt und eines nicht. Ihn interessiere, um welche 
Ministerien es sich jeweils handele.  

Des Weiteren werde von einem effektiven Monitoring gesprochen, um die Anzahl der 
Langzeiterkrankten und die Untersuchungen nachzuhalten. Das klinge erst mal sinn-
voll. Er wolle wissen, wie jenseits der Regelung in den Verwaltungsvorschriften die 
Dreimonatsfrist zwischen erstmaliger Krankschreibung und Überprüfung eines Amts-
arztes sichergestellt werden könne. Die Frage richte sich sowohl an den Landesrech-
nungshof als auch an die betroffenen Ministerien. Es sei ja schön, wenn etwas in den 
Verwaltungsvorschriften stehe, aber die Frage sei, wie man es technisch nachhalte, 
dass das tatsächlich passiere.  

In Bezug auf die Dreimonatsfrist interessiere ihn, wo der Flaschenhals liege. Er frage, 
ob das Problem darin bestehe, dass es nicht in den Verwaltungsvorschriften stehe und 
deshalb sich die Ministerien nicht daran gebunden fühlten, oder an den personellen 
Kapazitäten im Bereich der Amtsärzte. Diese Frage richte sich insbesondere ans In-
nenministerium, aber auch an den LRH.  

LMR Dr. Jörg Rohde (LRH) sagt, es sei gefragt worden, wie jenseits der gesetzlichen 
Regelung einer Verwaltungsvorschriftsregelung sichergestellt werde, dass darauf ge-
achtet werde, dass die gesetzlichen Vorgaben eingehalten würden. Natürlich mache 



Landtag Nordrhein-Westfalen - 15 - APr 18/1107 

Ausschuss für Haushaltskontrolle  16.12.2025 
31. Sitzung (öffentlich) rt 
 
 
das Gesetz an der Stelle eine klare Aussage. Verwaltungsvorschriften verdeutlichten 
das für den Alltag im Tagesgeschäft. Wichtig sei allerdings, dass man sich die Fälle 
immer wieder in regelmäßigen Abständen anschaue und vor allen Dingen dokumen-
tiere, warum man sich noch nicht entschieden habe, zum Beispiel den Amtsarzt ein-
zuschalten. Das stelle sicher, dass man sich darüber Gedanken mache, warum man 
eine bestimmte Handlung nicht vornehme. 

Zur Einhaltung der Dreimonatsfrist, ob es an den Verwaltungsvorschriften oder an den 
personellen Kapazitäten bei den Amtsärzten liege: Die personellen Kapazitäten bei 
den Amtsärzten habe man sich nicht angeschaut, sondern man habe nur das Verfah-
ren in den obersten Landesbehörden betrachtet. Deshalb könne er dazu nichts sagen. 
Natürlich hätten die geprüften Stellen die Rechtslage im Blick. Es sei von vielen Dingen 
abhängig, natürlich auch von der Lage vor Ort, wie es bei den Amtsärzten aussehe. 
Aber dazu werde wahrscheinlich die Ministerialverwaltung mehr sagen können.  

Zugesagt, die Empfehlungen zur Aktualisierung der Rahmenkonzepte umzusetzen, 
hätten MHKBD, Staatskanzlei, MWIKE und das MAGS. Nicht zugesagt habe es das 
IM.  

Präsidentin des Landesrechnungshofs Prof.’in Dr. Brigitte Mandt ergänzt, sie 
spreche jetzt mal als geprüfte Stelle außerhalb dieser Prüfung. Diese Problematik sei 
auch Gegenstand bei der 101er gewesen. In der Tat sei es so, dass man in der Ver-
waltung den Flaschenhals sehr häufig bei den Amtsärzten gesehen habe. Nach wie 
vor warte man lange auf Termine und noch länger auf den Eingang der jeweiligen 
Gutachten. Da entstehe ein Puffer, den man nicht beeinflussen könne. Ob eine Zent-
ralisierung helfen könne, da sei man als Verwaltung ein bisschen skeptisch. Schließ-
lich sei die Nähe zum Amtsarzt, wenn man krank sei, ein Aspekt, der nicht zu unter-
schätzen sei. Die Amtsärzte kennten die Ärzte im Umfeld. 

Es gehe um einen sensiblen Umgang. Es bestehe die Übereinkunft auch zusammen 
mit den Personalvertretungen, dass, wenn jemand in einer Krebsbehandlung sich be-
finde und erkennbar langzeiterkrankt sei, man dann natürlich keine amtsärztliche Un-
tersuchung beantrage. Das sei dann auch in den Akten und müsse nicht ständig nach-
gehalten werden.  

Die VV sei nicht schädlich, sondern gebe eine Orientierung. Das macht auch das Ar-
beiten mit den Personalräten erfolgreich. Auch um innerhalb des Hauses eine Gleich-
behandlung zu bekommen, gebe es damit durchaus ein gutes Argument in der Argu-
mentation mit den Personalvertretungen.  

Marc Blondin (CDU) erwähnt, es werde empfohlen, möglichst nach jeder Maßnah-
menreihe eine Evaluation durchzuführen. Ihn interessiere, welche Mindeststandards 
der Landesrechnungshof für sachgerecht halte, um die gewünschte Steuerungswir-
kung zu erzielen, ohne zugleich eine Überbürokratisierung der Gesundheitsmanage-
mentprozesse zu riskieren.  
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LMR Dr. Jörg Rohde (LRH) antwortet, man habe keine konkreten Empfehlungen zu 
Mindeststandards ausgesprochen. Das habe man auch nicht geprüft, sondern nur ge-
sagt, dass es aus Sicht des LRH wichtig sei, überhaupt mit solchen Standards zu ar-
beiten, zu evaluieren und sich Kennzahlen zu überlegen, mit denen man die Wirksam-
keit überprüfen könne.  

Frank Börner (SPD) verweist auf die Vorlage, wonach empfohlen werde, Regelungen 
zu treffen, dass die Begutachtung von Amtsärztinnen und Amtsärzten für Tarifbeschäf-
tigte rechtssicher durchgeführt werde, und fragt, ob es einen konkreten Zeitplan gebe, 
wann und wie das geschehe.  

LMR Dr. Jörg Rohde (LRH) sagt, seines Wissens bestehe Einigkeit, dass das gesetz-
lich geregelt werden müsse und dass das gesetzlich geregelt werden solle. Zum Zeit-
plan könne er nichts sagen. Derzeit laufe noch das kontradiktorische Verfahren. Hier 
warte man noch auf erneute Stellungnahme zur letzten Folgeentscheidung, die sich 
unter anderem mit dem Thema beschäftige.  

MR’in Anne Goer (IM) merkt an, zuständig dafür sei das MAGS. 

RR’in Frauke Reinthal (MAGS) teilt mit, da es sich um eine grundsätzliche Regelung 
für alle Beschäftigten handele, sehe sie nicht das MAGS in der Pflicht.  

Frank Börner (SPD) bittet um eine kompetente Antwort bis zur weiteren Behandlung 
dieses TOPs. 

Simon Rock (GRÜNE) erinnert an seine Frage an das Innenministerium bezüglich der 
Dreimonatsfrist.  

Darüber unterstreiche er die Ausführungen von Frau Präsidentin Mandt zur Sensibili-
tät. Das sehe er genauso. So erklärten sich auch die 15 zum Berichtszeitpunkt nicht 
untersuchten Langzeiterkrankten. Da würden sicherlich auch schwere Erkrankungen 
dabei sein, bei denen vollkommen klar sei, dass man die in einer Chemotherapie be-
findlichen nicht noch mit einer amtsärztlichen Untersuchung quälen müsse. Von daher 
müsse man bei der ganzen Diskussion eine gewisse Sensibilität an den Tag legen. Es 
gebe Missbrauchsfälle, Einzelfälle, die man nicht kleinreden sollte, aber dass es Lang-
zeiterkrankte gebe, heiße nicht, dass das alle betreffe.  

Es schade in der Tat nicht, das in die VV hineinzuschreiben. Es bringe aber nichts, es 
in die VV hineinzuschreiben, wenn die operative Umsetzbarkeit nicht möglich sei.  

Er habe noch zwei Fragen an das MAGS. Der LRH empfehle, die Handlungsleitfäden 
und Vorlagen der gesamten Landesverwaltung zur Verfügung zu stellen. Das klinge 
für ihn sinnvoll. Ihn interessiere, ob das schon geschehen sei.  
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Über das Thema „Zentralisierung“ werde etwas kontrovers diskutiert. Laut der Sach-
standsaktualisierung habe sich das MAGS an Baden-Württemberg orientiert bzw. das 
zumindest untersucht. Er frage nach Erkenntnissen aus dieser Analyse.  

MR’in Rita Lauck (MAGS) lässt wissen, was die Handlungsleitfäden angehe, sehe 
sie das MAGS nicht vorrangig gefragt, weil das alle Landesbediensteten, Landesbe-
amte betreffe, wenn man das als Gesamtregelung mache, was sinnvoll sei. Natürlich 
werde sich unabhängig davon jedes Ressort darum kümmern. Davon gehe sie aus. 
Das treffe auch auf das MAGS zu. 

Die Zentralisierung der amtsärztlichen Begutachtungen werde noch weiter beschäfti-
gen, weil, wie der Vertreter des Landesrechnungshofs berichtet habe, dazu erbeten 
sei, nachzuforschen oder zu untersuchen auch mit Blick auf eine Wirtschaftlichkeits-
untersuchung. Man habe im Kontext der amtsärztlichen Begutachtung im Vergleich zu 
anderen Ländern, vor allen Dingen Baden-Württemberg, weil das immer wieder ange-
führt werde, eine Prüfung vorgenommen. Dabei habe man festgestellt, dass man Ba-
den-Württemberg insoweit nicht als Vergleich heranziehen könne, als es in Baden-
Württemberg Landesbedienstete seien, die die amtsärztliche Begutachtung durchführ-
ten. Das erfolge in den insgesamt neun Gesundheitsämtern durch Ärzte, die Landes-
bedienstete seien. Das sei also strukturell eine völlig andere Ausgangssituation als in 
NRW, wo man es auf 50 untere Gesundheitsbehörden kommunalisiert habe.  

Ein tragender Aspekt dabei sei sicherlich die Nähe zu den Erkrankten. Man müsse 
konstatieren, dass es sich bei Langzeiterkrankten in der Regel um schwere Erkran-
kungen handele, wo es durchaus verhältnismäßig sein müsse, zum Beispiel die Wege 
und dass der Begutachtende die behandelnden Ärzte kenne.  

MR’in Anne Goer (IM) sagt zu der Frage drei Monate und wie lange man im Durch-
schnitt auf Termine zur amtsärztlichen Begutachtung warte, das sei regional sehr un-
terschiedlich. Im Ballungsraum Düsseldorf warte man teilweise ein Jahr lang auf einen 
Begutachtungstermin. In anderen Regionen gehe es deutlich schneller, weshalb man 
schon dazu übergegangen sei, andere Gesundheitsämter um Amtshilfe zu ersuchen. 
Diese Amtshilfeersuchen seien aber bis dato leider immer abgelehnt worden.  

Die Qualität der Gutachten sei auch sehr unterschiedlich. Wenn in Gutachten der 
Amtsärztin, des Amtsarztes geschildert werde, innerhalb von sechs Monaten werde 
die Kollegin, der Kollege wieder einsatzbereit, dienstfähig sein, dann lege man natür-
lich den Vorgang auf Wiedervorlage. Man habe aber durchaus Sachverhalte, wo man 
nach Ablauf der sechs Monate wieder die Vorstellung beim Amtsarzt anberaume und 
wieder die Aussage bekomme, jetzt gerade nicht, aber in sechs Monaten bestimmt 
wieder.  

Ihr Haus habe die Handlungsleitfäden bereits implementiert für die Begutachtung von 
langzeiterkrankten Beschäftigten im Beamtenbereich und auch im Tarifbereich. Die 
habe man zwischenzeitlich allen Häusern zur Verfügung gestellt. Das entbehre aber 
natürlich nicht, dass diese Handlungsleitfäden einen Status quo darstellten und sich 
die Lage weiterentwickele. Für die Anpassung sei im Moment jedes Haus selbststän-
dig verantwortlich.  
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Dr. Gregor Kaiser (GRÜNE) führt an, seine Frage richte sich an den Landesrech-
nungshof. Man gehe vom Ressortprinzip der Ministerien aus. Der LRH empfehle, 
Handlungsleitfäden und Vorlagen zur Verfügung zu stellen. Er frage, ob aus Sicht des 
LRH anzuraten sei, eine Vereinheitlich herbeizuführen, um den Bediensteten der Lan-
desverwaltung in allen verschiedenen Institutionen gleichwertige Rahmenbedingun-
gen zur Verfügung zu stellen und da keine Unterschiede zutage kommen zu lassen, 
die sich dann auch auswirken könnten auf die Arbeitsfähigkeit. 

LMR Dr. Jörg Rohde (LRH) gibt zur Antwort, bei allen praktischen Schwierigkeiten, 
die mit einem solchen Unterfangen verbunden wären, würde er es grundsätzlich für 
sinnvoll halten, aber das sei ja auch schon mal in den Blick genommen worden, und 
zwar bei der Zentralstelle für das BGM im Innenministerium. Diese habe sich mit der 
Frage befasst und habe gerade an der Stelle zentrale Vorgaben machen wollen. Das 
sei jedoch mit Blick auf Widerstand aus den Häusern nicht umsetzbar gewesen. Da-
raufhin seien unter Hinzuziehung eines Beraters von außen Mindeststandards entwi-
ckelt worden, die den Häusern zur Verfügung gestellt worden seien, die diese dann 
wiederum in ihre jeweiligen Leitfäden und Handlungsempfehlungen und BGM-Maß-
nahmen einpflegen könnten.  

Stellv. Vorsitzende Anke Fuchs-Dreisbach stellt fest, dass es keine weiteren Wort-
meldungen gebe. 

Die Beschlussvorschläge würden bis zum 22. Januar 2026 erbeten. Die abschließen-
den Beratungen würden in der nächsten Sitzung vorgenommen. Das gelte auch für die 
Beantwortung der Frage von Herrn Börner. 
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6 Teil B Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung aus dem 

Jahresbericht 2025 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen über 
das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2024  
Beitrag 20  Denkmalschutz: nicht nachhaltig in der Haushaltsführung, nicht 
zeitnah, nicht bedarfsgerecht und nicht landesweit einheitlich 

Vorlage 18/4088 

Bericht 
des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
Vorlage 18/4635 

Stellv. Vorsitzende Anke Fuchs-Dreisbach teilt mit, dieser Beitrag stehe heute erst-
malig auf der Tagesordnung. 

Mit der Vorlage 18/4635 liege ein aktualisierter Sachstandsvermerk des Landesrech-
nungshofs vor.  

Dirk Wedel (FDP) führt aus, er bitte das MHKBD um Erläuterung, weshalb eine Dele-
gierung der Förderentscheidungen auf die Bewilligungsbehörden mit Blick auf die Not-
wendigkeit einer zentral gesteuerten überjährigen Haushaltsplanung nicht in Betracht 
komme.  

LMR Thomas Hülsdorf (MHKBD) antwortet, es geht im Prinzip darum, dass es bei 
den Denkmälern regional sehr große Unterschiede gebe und man viele Dinge ver-
gleichbar machen wolle.  

Dirk Wedel (FDP) erwähnt, angeführt wird, dass das irgendetwas mit der überjährigen 
Haushaltsplanung zu tun habe. Ihn interessiere, ob da grundsätzlich überjährig gear-
beitet werde und wieso das nicht gehe. An anderen Stellen arbeiten man doch auch 
mit Selbstbewirtschaftungsmitteln. An dieser Stelle könne das vielleicht sogar Sinn 
machen. Er verstehe nicht, warum der Haushalt und insbesondere die überjährige 
Haushaltsplanung dagegensprechen sollten, eine Bezirksregierung irgendetwas ent-
scheiden zu lassen statt das Ministerium.  

Das bestätige er, so LMR Thomas Hülsdorf (MHKBD). Der Haushalt sei es nicht, es 
spielten inhaltliche Fragen eine Rolle. Darüber müssten Herr Zelljahn und er vielleicht 
noch einmal sprechen.  

Direktor beim Landesrechnungshof Andreas Zelljahn betont, Herr Wedel habe das 
richtig erkannt. Das sei der einzige Punkt, der von dem Bericht übriggeblieben sei. 
Alles andere sei abgeräumt. Es gebe seit wenigen Tagen eine neue Förderrichtlinie 
zum Denkmalschutz und zur Denkmalpflege. Darin seien die meisten Punkte, die der 
Landesrechnungshof moniert habe, eingeflossen. Übriggeblieben sei, dass man ge-
sagt habe, es wäre schön, wenn aus dem Ministerium heraus mehr gesteuert würde, 
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allgemeine Vorgaben an die Bezirksregierung gemacht würden und die im Grunde ge-
nommen selbstständig diese Dinge umsetzen könnten. Für seinen Geschmack sei ein-
fach zu viel aus dem Ministerium selbst gesteuert worden. Das sorge teilweise für Un-
gleichgewichte. Man hätte lieber vernünftige Vorgaben in diesem Bereich. Die gebe es 
bis jetzt nicht. Das sei der einzige noch offene Punkt. 

Dr. Gregor Kaiser (GRÜNE) erkundigt sich beim MHKBD nach der Begründung, wa-
rum so vorgegangen werde. Herr Hülsdorf habe es gerade angedeutet, inhaltliche Aus-
gewogenheit usw. Das überzeuge ihn nicht so richtig, denn die Bezirksregierungen 
seien ja genau dafür da, diese Förderbescheide zu vergeben und Maßnahmen zu be-
urteilen.  

Der LRH erwähne in dem Bericht, dass für die Jahre 2021 und 2022 VEs eingestellt 
worden seien. Er frage, in welchem Haushaltsjahr die eingestellt worden seien.  

LMR Thomas Hülsdorf (MHKBD) teilt mit, dass die erste Frage im Nachgang schrift-
lich beantwortet werde.  

Die VEs seien kurz davor, also kurz vor 2021, eingestellt worden, so Direktor beim 
LRH Andreas Zelljahn (LRH). 

Stellv. Vorsitzende Anke Fuchs-Dreisbach stellt keine weiteren Wortmeldungen 
fest. 

Die Beschlussvorlagen würden bis zum 22. Januar 2026 erbeten. In der nächsten Sit-
zung werde abschließend beraten und abgestimmt. 
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7 Teil B Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung aus dem 

Jahresbericht 2025 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen über 
das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2024  
Beitrag 24  Mietzahlungen der Ressorts: Ohne Varianten keine Wirtschaft-
lichkeit! 

Vorlage 18/4088 

Bericht 
des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
Vorlage 18/4636 

Stellv. Vorsitzende Anke Fuchs-Dreisbach teilt mit, dieser Beitrag stehe heute erst-
malig auf der Tagesordnung. 

Vom Landesrechnungshof gebe es aktualisierten Sachstandsvermerk in der Vorlage 
18/4636.  

Simon Rock (GRÜNE) legt, der einzig offene Konflikt sei die grundsätzliche Frage, ob 
man, wenn man als Ressort Mietobjekte in Anspruch nehme, die Ressortsicht oder die 
Landessicht einnehme, also ob man sich beim BLB oder extern einmiete. Vor dem 
Hintergrund frage er das Innenministerium, warum bei der Mietentscheidung nicht be-
rücksichtigt worden sei, dass, wenn man Gebäude über den BLB erstellen lasse, am 
Ende der Mietdauer dem Land noch ein gewisser Vermögensvorteil entstehe und wa-
rum an der Stelle nur die Ressortsicht eingenommen worden sei und nicht die kom-
plette Landessicht. 

Darüber hinaus frage er das Finanzministerium, ob sich das FM entweder der Ansicht 
des Landesrechnungshofs, für die er eine gewisse Sympathie habe, oder der Ansicht 
des Innenministeriums anschließe, dass bei Unterbringungsentscheidungen und An-
mietungen von Gebäuden nicht nur die Ressortsicht, sondern auch die Wirtschaftlich-
keitsbetrachtung als Ganzes und damit auch die Landessicht zu berücksichtigen sei.  

Direktor beim Landesrechnungshof Andreas Zelljahn erläutert, der BLB sei im Jahr 
2001 gegründet worden. Einer der wesentlichen Elemente dieser Gründung sei gewe-
sen, im Bereich der Vermietung eine Wettbewerbssituation herzustellen, und zwar mit 
fremden Dritten. Der LRH habe das einmal untersucht, weil zunehmend aufgefallen 
sei, dass es diese Wettbewerbssituation meistens nicht gebe.  

Der von Herrn Rock angesprochene Dissens bestehe zwischen den beiden Ressorts 
Innenministerium und Finanzministerium. Das Finanzministerium habe klare Vorgaben 
gemacht, auch mit entsprechenden Erlassen, wie vorzugehen sei. Es gebe ein sehr 
geordnetes Verfahren. Dafür habe man auch als Landesrechnungshof gekämpft mit 
externer Stelle. Die NRW.BANK und auch der Wirtschaftsprüfer guckten da noch mal 
drüber, wenn es um eine Anmietung und deren Wirtschaftlichkeit gehe. Das Innenmi-
nisterium gehe hier einen eigenen Weg, und zwar schon sehr lange, schon lange bevor 
das FM die entsprechenden Erlasse herausgegeben habe seit 2010.  
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Der große Knackpunkt in den Nichtberechnungen sei, dass das Innenministerium nicht 
den Restwert berücksichtige. Dafür habe der Landesrechnungshof lange gekämpft. 
Wenn man von einem fremden Externen eine Immobilie anmiete, dann sei nach Ablauf 
der Mietzeit nichts mehr da. Der fremde Dritte biete einen bestimmten Mietpreis. Wenn 
der BLB baue, und der BLB schreibe die Gebäude meistens auf 25 Jahre ab, stehe da 
noch etwas. Man habe ein Grundstück, das wertvoll sei, ein Gebäude, das auch noch 
einen gewissen Wert habe. Dieser Restwert habe man immer in diesen Berechnun-
gen, wenn man Vergleiche anstelle zwischen fremden Dritten und dem BLB, berück-
sichtigt wissen wollen. Das lehne aber das Innenministerium ab, ziehe sich ein biss-
chen auf den Punkt der Ressorthoheit zurück, den man in dem Fall nicht sehe. Es sei 
eine Frage der Wirtschaftlichkeit, eine Frage des § 7 LHO. Hier müsse es eigentlich 
einheitliche Vorgaben geben für alle und nicht im Grunde genommen ein zweigeteiltes 
Verfahren. Das Verfahren sei aber 2019 zwischen den beiden Ministern abgesprochen 
worden.  

LMR Prof. Dr. Klaus Schönenbroich (IM) führt aus, das Innenministerium habe zwei 
Stellungnahmen zu den Bemerkungen des Rechnungshofs übersandt. Die eine Stel-
lungnahme habe 43 Seiten, die andere 59 Seiten. Er sei nicht darüber informiert, ob 
die Damen und Herren Mitglieder dieses Ausschusses die Stellungnahmen erhalten 
hätten, und biete an, diese zur Verfügung zu stellen. – Immer gerne, so Simon Rock 
(GRÜNE). 

LMR Prof. Dr. Klaus Schönenbroich (IM) fährt fort, den Stellungnahmen könne die 
Position des Innenministeriums entnommen werden, die übrigens nicht seit 2019 be-
stehe, sondern schon mindestens seit dem Jahre 2000, nämlich seit dem BLB-Gesetz, 
die seitdem unverändert sei. Er sei gerne bereit, die Liegenschaftspraxis des Innenmi-
nisteriums zu erläutern.  

Es gebe ca. 70.000 Kolleginnen und Kollegen im Ressortbereich des Innenministeri-
ums, darunter fast etwa 60.000 Kolleginnen und Kollegen bei der Polizei, über 1.300 
Liegenschaften, davon über 1.000 Liegenschaften am privaten Immobilienmarkt unter 
ausschließlichem Wettbewerbsprinzip. Es sei falsch, dass man kein Wettbewerbsprin-
zip beachte. Genau das Gegenteil sei der Fall. Es gebe ein von Juristen und Ingeni-
euren überprüftes, genau ausgemessenes Wettbewerbssystem, ein Gutachten von 
2016, über das der Rechnungshof verfüge, in dem genau dargestellt sei, welche Wett-
bewerbsnachteile den landeseigenen Bau- und Liegenschaftsbetrieb träfen, weil er 
nach § 14a Landesorganisationsgesetz an verschiedene Dinge gebunden sei, insbe-
sondere ans Haushaltsrecht, aber auch ans Vergaberecht. Diese habe man durch ein 
wissenschaftliches Gutachten der Ruhr-Universität in Bochum umfassend berücksich-
tigt. Insofern gebe es ein komplett auf Wettbewerb ausgerichtetes und sehr erfolgreiches 
System.  

Herr Rock habe nach dem Restwert gefragt. Das sei eine ganz einfache juristische 
Frage. Er selbst habe einen Lehrauftrag an der Ruhr-Universität, allerdings nicht für 
Zivilrecht, sondern für öffentliches Recht. Nach dem BLB-Gesetz und dem Kabinett-
beschluss vom 5. Dezember 2000, an dem die Verwaltung nach wie vor gebunden sei, 
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könne natürlich ein Mieter keinen Restwert ansetzen. Das könne dem Finanzministe-
rium niemanden abnehmen, und davon sei in dem BLB-Gesetz, in den Begründungen 
des BLB-Gesetzes und in dem Kabinettbeschluss vom 5. Dezember 2000 auch keine 
Rede. 

Wer auf die Idee mit dem Restwert gekommen sei und warum Mieter unter keinem 
denkbaren wirtschaftlichen, ökonomischen und rechtlichen Gesichtspunkt Restwerte 
einordnen könnten, auch das habe man versucht, in den beiden Stellungnahmen 
schriftlich aufzubereiten. Es sei vielmehr Sache des Finanzministeriums in der Aufsicht 
über den BLB, das für die Landesimmobilien festzusetzen. Früher sei es so gewesen, 
dass das Finanzministerium vom BLB verlangt habe, dass nach 15 Jahren die Ge-
bäude sozusagen amortisiert seien und dass die entsprechenden Mietforderungen 
entsprechend ausgestaltet seien. Es habe einen jahrzehntelangen Streit darüber ge-
geben, dass in einem privaten Immobilienmarkt die Gebäude natürlich nicht in 15 Jah-
ren amortisiert seien und sein könnten, sondern frühestens in 28 oder 30 Jahren. Das 
sei ein extrem negativer Punkt gewesen. Auch da sei es aber so, dass seines Wissens 
das Finanzministerium, mit dem man übrigens vollständig einig sei, in diesen Fragen 
mittlerweile dafür gesorgt habe, dass die Lebensdauer von Gebäuden in der Mietkal-
kulation des BLB die steuerlichen und immobilienwirtschaftlichen Erkenntnisse berück-
sichtigen müsse, sodass da mittlerweile eine Vergleichbarkeit mit der privaten Immo-
bilienwirtschaft hergestellt sei.  

RR Christian Dohmen (FM) merkt an, Herr Zelljahn habe die Sachlage korrekt dar-
gestellt. Das Finanzministerium habe 2021 einen entsprechenden Leitfaden zur Durch-
führung von Wirtschaftlichkeitsbetrachtungen als Ergänzung zu § 7 LHO verbindlich in 
Kraft gesetzt. Nach dieser Methodik sei eine Restwertbetrachtung vorgesehen. Die 
Methodik sei zum damaligen Zeitpunkt in Zusammenarbeit unter anderem mit der 
NRW.BANK, mit Beratungsunternehmen und auch mit Wissenschaft erstellt worden 
und sei auch Sicht des Finanzministeriums state of the art.  

Anders als Herr Rock, so Dirk Wedel (FDP), könne er ganz eindeutig seine Sympathie 
für das Modell IM kundtun. Herr Professor Schönenbroich sei der Einzige, der das 
immer durchgezogen habe und eine ganze Menge an Vorteilen habe generieren können.  

Er wolle noch ein paar weitere Aspekte mit ins Spiel bringen. Zunächst einmal falle 
auf, dass, wenn man die Methodik IM anwende, wesentlich häufiger, nämlich zu über 
90 %, private externe Vermieter zum Zuge kämen, während, wenn man das nicht tue, 
tendenziell der BLB begünstigt werde. Er frage, inwieweit bei Varianten externer Dritter 
künstlich die Mieten hochgerechnet würden, zum Beispiel Leerstand beim BLB, wenn 
man beim BLB ausziehe und dann bei einem privaten Dritten einziehe, inwieweit das 
zum Beispiel auf die Angebote draufgeschlagen werde, wodurch ein völlig schiefer 
Wettbewerb entstehe.  

Ferner interessiere ihn vor dem Hintergrund, dass das Grundstück und der Restwert 
der Immobilie übrigblieben, inwieweit das kalkulatorisch oder real betrachtet werde, 
denn die Veräußerbarkeit, wenn es keine Spezialimmobilie sei, bestehe in dem einen 
wie dem anderen Fall.  
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Das Vermieter-Mieter-Modell sei mittlerweile mehr oder weniger eine Fiktion. Wenn 
man bei einem externen Vermieter miete, habe man echte Gewährleistungsansprüche, 
während man, wenn man beim BLB miete, in irgendein merkwürdiges Verfahren 
komme, wo man versuche, einen Interessenausgleich herbeizuführen. Er frage, ob das 
bei der Frage Wirtschaftlichkeit mit betrachtet worden sei.  

Abschließend wolle er seitens des Innenministeriums wissen, ob nicht das Beispiel 
des Innenministeriums zeige, dass der BLB, wenn er wirklich im harten Wettbewerb 
stehe, dem eigentlich so nicht gewachsen sei.  

RR Christian Dohmen (FM) antwortet, prinzipiell sehe die Methodik vor, dass unter-
schiedliche Varianten, also auch die eines externen Anbieters und die des BLBs, mit-
einander verglichen werden könnten. Dabei finde auch eine Betrachtung von Leer-
standskosten statt, die der BLB informatorisch angebe, wenn durch die Entscheidung, 
eine vorhandene Immobilie des BLBs leerzuziehen und in eine externe Anmietung zu 
gehen, auch beim BLB für einen bestimmten Zeitraum Leerstandskosten entstünden. 

Direktor beim Landesrechnungshof Andreas Zelljahn macht deutlich, so, wie das 
Innenministerium die Dinge handele, gebe es fast gar keinen Wettbewerb zwischen 
fremden Dritten und dem BLB, weil der BLB als Erster angefragt werde und dann sehr 
schnell aus dem Verfahren draußen sei. Es sei so, dass er häufig nicht für das Innen-
ministerium zeitgerecht oder zeitmäßig gut antworte, auf der anderen Seite gerate der 
BLB ins Hintertreffen, wenn man diese Restwertermittlung nicht anwende. Wenn zum 
Beispiel die Polizei in den Kommunen eine neue Liegenschaft suche, dann kämen 
nicht so sehr Immobilien in Frage, die leer stünden. Die Polizei habe immer besondere 
Anforderungen. Die Immobilien seien meistens sogenannte Bestellbauten, müssten 
also entsprechend ausgestattet sein mit Gewahrsamszellen, Schutzvorrichtungen 
usw. Wenn man diesen Wettbewerb, der 2001 mit der Gründung des BLB eingefordert 
worden sei, wolle, dann müssten sich dem auch alle Ressorts stellen. Da dürfe nicht 
irgendjemand eine Ausnahme machen, auch nicht von der Vorgabe, dass ein Restwert 
berücksichtigt werden solle.  

Es sei nicht unbedingt Aufgabe des Mieters, das auszurechnen. Das Finanzministe-
rium habe ein Verfahren ins Leben gesetzt, bei dem ein Lotse die ganze Geschichte 
von Anfang bis zum Ende begleite und am Ende ein Wirtschaftsprüfungsunternehmen 
darüber gucke und dann ausrechnen könne, was günstiger sei.  

Dem LRH gehe es um Wirtschaftlichkeit und darum, dem BLB, der Landesbediensteter 
für das Bauen sei, zweitgrößter Immobilienbetrieb in Europa, einen gesunden Wettbe-
werb zu verschaffen. Das finde aber so, wie es im Moment in der Praxis laufe, nicht 
statt, was das Innenministerium angehe. Insofern müsse man sich entscheiden, ob die 
so weitermachen könnten wie bisher. Herr Professor Schönenbroich habe ausgeführt, 
er sei schon 2010 mit einem Erlass am Start gewesen. Damals habe das FM noch gar 
nichts gehabt. Das FM habe dann nachgebessert. Und dann habe sich die Frage ge-
stellt, ob alle Ressorts mitmachten. Alle Ressorts machten nun mit, aber das Innenmi-
nisterium nicht.  
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Herr Wedel habe sehr viele Fragen gestellt. Er bitte, wenn er eine Antwort vergessen 
habe, dies zu wiederholen. 

Stellv. Vorsitzende Anke Fuchs-Dreisbach verweist auf die Uhrzeit. Es müsse et-
was komprimiert werden. Herr Krückel und Herr Rock stünden auch noch auf der Red-
nerliste.  

Bernd Krückel (CDU) schlägt vor, bis zur nächsten Sitzung die Stellungnahmen des 
Innenministeriums zur Verfügung zu stellen, in der nächsten Sitzung die Diskussion 
fortzusetzen und die noch auf der Tagesordnung befindlichen weiteren Punkte in die 
nächste Sitzung zu vertagen. – Der Ausschuss ist damit einverstanden. 

Simon Rock (GRÜNE) erwähnt, er verstehe den Hinweis auf das BGB durchaus. 
Wenn man ein normaler Mieter sei und die Gesellschaft ihm nicht selbst gehöre, dann 
habe man natürlich keine Restwertbetrachtung. Wenn man aber ein Bauunternehmen 
hätte und an sich selbst vermieten würde, dann sehe das anders aus, dann würde man 
selbstverständlich, auch wenn es die Vorschriften des BGBs nicht hergeben würden, 
eine Restwertbetrachtung machen, weil man ansonsten seinem eigenen Unternehmen 
schade. So sehe er ein Stück weit die Vergleichbarkeit, wenn ein Ministerium etwas 
von einer Landesgesellschaft anmiete oder auch nicht. Das bitte er bei der Diskussion 
ein Stück weit zu berücksichtigen. Das könne in der nächsten Sitzung gerne vertieft 
werden.  

Stellv. Vorsitzende Anke Fuchs-Dreisbach sagt, die Diskussion über diesen Beitrag 
werde in der nächsten Sitzung fortgesetzt. Eine Abstimmung finde dann noch nicht 
statt.  
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8 Teil B Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung aus dem 

Jahresbericht 2025 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen über 
das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2024  
Beitrag 25  Verbesserung der Energieeffizienz in Bestandsgebäuden – sind 
die Gebäude des Landes bis 2030 fit für die Klimaziele? 

Vorlage 18/4088 

Bericht 
des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
Vorlage 18/4637  

Der Ausschuss verständigt sich mit den Stimmen aller Frakti-
onen darauf, den TOP heute nicht zu behandeln. 
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9 Teil B Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung aus dem 

Jahresbericht 2025 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen über 
das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2024  
Beitrag 26  Modulares Bauen: Verschläft der Bau- und Liegenschaftsbetrieb 
Nordrhein-Westfalen eine wichtige Innovation? 

Vorlage 18/4088 

Bericht 
des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
Vorlage 18/4638  

Der Ausschuss verständigt sich mit den Stimmen aller Frakti-
onen darauf, den TOP heute nicht zu behandeln. 

gez. Anke Fuchs-Dreisbach 
stellv. Vorsitzende 

5 Anlagen 
17.12.2025/17.12.2025 





CDU-Landtagsfraktion       12.12.2025 
GRÜNE-Landtagsfraktion 
FDP-Landtagsfraktion  
 
 
Sitzung des 
Ausschusses für 
Haushaltskontrolle 
am 16.12.2025 
 
Beschlussvorschlag zum Beitrag 15 
Jahresbericht 2025 LRH NRW über das Ergebnis der Prüfungen im 
Geschäftsjahr 2024: Justiz-IT: Doppelstrukturen auf den Prüfstand 
stellen 

 
Der Ausschuss begrüßt, dass der Landesrechnungshof (LRH) den 

Zentralen IT-Dienstleister der Justiz (ITD) geprüft hat.  

Der Ausschuss nimmt als zentrales Prüfergebnis zur Kenntnis, dass die 

bestehende Doppelstruktur von ITD und Landesbetrieb Information und 

Technik (IT.NRW) möglicherweise Synergiepotenziale bietet. 

Der Ausschuss nimmt wohlwollend zur Kenntnis, dass das Ministerium der 

Justiz (JM) eine Wirtschaftlichkeitsuntersuchung zur Struktur der Justiz-IT 

zugesagt hat.  

Der Ausschuss begrüßt eine Zentralisierung von IT-Systemen, wenn 

diese zu einer wirtschaftlicheren und effizienteren IT-Verwaltung führt und 

dabei den speziellen Anforderungen der Justiz gerecht wird. 
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GRÜNE-Landtagsfraktion 
 
 
 
Sitzung des 
Ausschusses für 
Haushaltskontrolle 
am 16.12.2025 
 
Beschlussvorschlag zum Beitrag 19 
Jahresbericht 2025 LRH NRW über das Ergebnis der Prüfungen im 
Geschäftsjahr 2024: Digitalisierung der Verwaltung: Kompetenzen 
stärken und bündeln, Strukturen verschlanken 
 

 
Der Ausschuss begrüßt, dass der Landesrechnungshof (LRH) die  

IT-Steuerung in der Landesverwaltung geprüft hat.  

Der Ausschuss nimmt als zentrales Prüfergebnis zur Kenntnis, dass der 

Chief Information Officer (CIO) nicht über eigene Entscheidungs-

kompetenzen verfügt, wodurch Entscheidungsabläufe erschwert werden 

können. 

Der Ausschuss nimmt außerdem zur Kenntnis, dass der LRH 

umfangreiche Empfehlungen zur Überarbeitung der Entscheidungs-

strukturen der IT-Steuerung erarbeitet hat. 

Der Ausschuss begrüßt eine wirtschaftliche und effiziente IT-Steuerung 

der Landesverwaltung und eine Vereinfachung der dafür zuständigen 

Entscheidungsstrukturen sowie die Bemühungen des LRH, 

entsprechende Verbesserungsvorschläge zu unterbreiten. 

Der Ausschuss stellt fest, dass sich die Landesregierung derzeit in der 

Beratung über die Struktur der Gremien zur IT-Steuerung befindet. Diese 

laufenden Beratungen fallen in den Kernbereich exekutiven Handelns. Vor 

diesem Hintergrund sieht der Ausschuss von einer weitergehenden 

Stellungnahme zu den diesbezüglichen Empfehlungen des LRH ab. Der 

Ausschuss geht davon aus, dass im Rahmen der Staatsmodernisierung 

auch erwogen wird, das Verwaltungshandeln der Landesverwaltung im 

Hinblick auf effizientere IT-Entscheidungsstrukturen zu überprüfen.  
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Darüber hinaus könnte im Kontext der Staatsmodernisierung erwogen 

werden, ob der Landtag (LT), der LRH und der Verfassungsgerichtshof 

(VerfGH) Möglichkeiten einer effizienteren Organisation ihrer  

IT-Strukturen sowie einer engeren Zusammenarbeit mit der Information 

und Technik Nordrhein-Westfalen (IT.NRW) unter Wahrung der 

Datensouveränität der betroffenen Institutionen in Betracht ziehen. 
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FDP-Landtagsfraktion       15.12.2025 
 
 
Sitzung des 
Ausschusses für 
Haushaltskontrolle 
am 16.12.2025 
 
Beschlussvorschlag zum Beitrag 19 
Jahresbericht 2025 LRH NRW über das Ergebnis der Prüfungen im 
Geschäftsjahr 2024: Digitalisierung der Verwaltung: Kompetenzen 
stärken und bündeln, Strukturen verschlanken 
 

 
Der Ausschuss begrüßt, dass der Landesrechnungshof (LRH) die IT-

Steuerung in der Landesverwaltung geprüft hat.  

Der Ausschuss nimmt als zentrales Prüfergebnis zur Kenntnis, dass der 

Chief Information Officer (CIO) nicht über eigene 

Entscheidungskompetenzen verfügt, wodurch Entscheidungsabläufe 

erschwert werden können. 

Der Ausschuss nimmt außerdem zur Kenntnis, dass der LRH 

umfangreiche Empfehlungen zur Überarbeitung der 

Entscheidungsstrukturen der IT-Steuerung erarbeitet hat. 

Der Ausschuss begrüßt eine wirtschaftliche und effiziente IT-Steuerung 

der Landesverwaltung und eine Vereinfachung der dafür zuständigen 

Entscheidungsstrukturen sowie die Bemühungen des LRH, 

entsprechende Verbesserungsvorschläge zu unterbreiten. 

Der Ausschuss stellt fest, dass die genaue Ausgestaltung der IT-

Steuerung in den Kernbereich exekutiven Handelns fällt und sieht folglich 

von einer weitergehenden Stellungnahme zu den Empfehlungen des LRH 

ab. Der Ausschuss geht davon aus, dass im Rahmen der 

Staatsmodernisierung auch erwogen wird, das Verwaltungshandeln der 

Landesverwaltung im Hinblick auf effizientere IT-Entscheidungsstrukturen 

zu überprüfen. 
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CDU-Landtagsfraktion       12.12.2025 
GRÜNE-Landtagsfraktion 
FDP-Landtagsfraktion 
 
 
Sitzung des 
Ausschusses für 
Haushaltskontrolle 
am 16.12.2025 
 
Beschlussvorschlag zum Beitrag 11 
Jahresbericht 2025 LRH NRW über das Ergebnis der Prüfungen im 
Geschäftsjahr 2024: Weiterhin Mängel in der Personalverwaltung – 
diesmal im Bereich der Lehrerinnen und Lehrer 
 

 
Der Ausschuss begrüßt, dass der Landesrechnungshof (LRH) gemeinsam 

mit dem Staatlichen Rechnungsprüfungsamt Arnsberg die 

Personalausgaben des Landes für Lehrkräfte und die nach dem Gesetz 

über den Ausgleich der Arbeitgeberaufwendungen für Entgeltfortzahlung 

vorgesehenen Erstattungen geprüft hat. 

Der Ausschuss nimmt als zentrales Prüfergebnis zur Kenntnis, dass 

sowohl bei der Auszahlung von Dienstbezügen als auch bei der 

Bearbeitung der Erstattungsansprüche gegenüber den Krankenkassen 

wiederholt Unstimmigkeiten aufgetreten sind. 

Der Ausschuss nimmt wohlwollend zur Kenntnis, dass das Ministerium für 

Schule und Bildung (MSB) die für die Bearbeitung zuständigen 

Bezirksregierungen zu einer besseren Bearbeitung der Zulagen und 

Erstattungsansprüche aufgefordert hat. 

Der Ausschuss geht davon aus, dass die Landesregierung den 

Forderungen des LRH zur Einführung eines verpflichtenden Controlling-

Systems sowie einem besseren Austausch zwischen den Dienststellen 

nachkommt und bittet um eine Umsetzung innerhalb eines angemessenen 

Zeitraums. 
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CDU-Landtagsfraktion       12.12.2025 
GRÜNE-Landtagsfraktion 
FDP-Landtagsfraktion 
 
 
Sitzung des 
Ausschusses für 
Haushaltskontrolle 
am 16.12.2025 
 
Beschlussvorschlag zum Beitrag 18 
Jahresbericht 2025 LRH NRW über das Ergebnis der Prüfungen im 
Geschäftsjahr 2024: Aus dem Ministerium in eine Gesellschaft –
holpriger Neustart gesammelten Kunst aus Nordrhein-Westfalen 
 

 
Der Ausschuss begrüßt, dass der Landesrechnungshof (LRH) die 

Umwandlung einer Einrichtung für Kunst durch das Ministerium für Kultur 

und Wissenschaft (MKW) in eine gGmbH geprüft hat.  

Der Ausschuss nimmt als zentrales Prüfergebnis zur Kenntnis, dass die 

Verwendungsnachweise teilweise fehlerhaft waren und die Möglichkeiten 

der Verbesserung der Ausschöpfung wirtschaftlicher Möglichkeiten, unter 

anderem durch die Einwerbung von Drittmitteln, nicht voll genutzt wurden. 

Der Ausschuss nimmt wohlwollend zur Kenntnis, dass die 

Verwendungsnachweise nunmehr vorliegen und bearbeitet werden. 

Der Ausschuss begrüßt, dass das MKW ein Museumskonzept erarbeitet 

und Ziele und Kennzahlen festlegen will. Der Ausschuss geht davon aus, 

dass das MKW zu gegebener Zeit einen Umsetzungsbericht vorlegen 

wird. 
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